


 Kurze Vorstellungsrunde

 Name

 Ort

 Funktion

 Bündnis vor Ort



 Begrüßung & sehr kurze Vorstellungsrunde
 Rechte Gewalt und Rechter Terror
 Input: Strategien der extremen Rechen und Rechtspopulisten gegen die Zivilgesellschaft
 Diskussion
 Pause
 Beschlüsse des DGB

 Beschlusslage OBK, Aktuelles nach Thüringen (Resolution Bundesvorstand)
 Diskussion

 Handlungshilfe des DGB
 AfD-Strategiepapier und dessen Bedeutung für uns
 Ergebnissicherung



 Begrüßung

 Was ist von gestern noch offen?

 Wie ist die Lage vor Ort? Arbeit in Kleingruppen und Präsentation im Plenum

 Erstes Brainstorming im Plenum – wie gehen wir damit um?

 Pause

 Gute Praxis: Bündnisse vor Ort schließen und stärken, z. B. in Wahlkämpfen

 Offener Austausch im Plenum anhand von Leitfragen

 Ergebnissicherung





 Dialograum ist thematisch eigentlich größer

 War noch kein thematischer Schwerpunkt des Zukunftsdialogs, dennoch sind dazu viele 
Beiträge angekommen

 In diesem Workshop legen wir den Fokus auf die Bedrohung der Demokratie durch die 
extreme Rechte und Rechtspopulismus



 Ausgewählte Beiträge innerhalb des 
Zukunftsdialogs

Frieden und Demokratie: 
Sozialer Frieden muss 
erhalten werden!

Kein Platz für Nationalisten!

Rechtspopulismus darf so 
nicht greifen!

Alltagsrassismus am 
Arbeitsplatz kontern, auf 
falsche Fakten antworten

Angst vor Fremden abbauen

Es muss etwas gegen Diskriminierung, 
Rassismus und Faschismus und 
Nationalsozialismus gemacht werden!

Wir müssen wieder mehr streiten. Aber mit 
Regeln und Resepekt. Sehen wir die Welt 
mit deren Augen.



19.2.2020 Hanau
9.10.2019 Halle
2.6.2019 Kassel 





„Es ist daher notwendig, endlich einzusehen, dass der Rechtsextremismus die größte Gefahr 
für die Menschen in diesem Land ist. Denn während rechte Terroristen morden, machen sich 
Rechtsradikale in den Parlamenten breit und bemühen sich nach Kräften, die Demokratie zu 
beschädigen. Und teils gelingt ihnen das auch, siehe Thüringen.

Was es daher jetzt braucht, ist ein massiver Abwehrkampf gegen die Bedrohung von rechts. 
Dazu gehört, dass die Sicherheitsbehörden umdenken und sich noch stärker auf rechte 
Netzwerke konzentrieren müssen. Dazu gehört, dass die demokratischen Parteien alle Flirts 
mit der AfD einstellen und sich auf die Verteidigung der Demokratie konzentrieren müssen. 
Und dazu gehört, dass die Gesellschaft sich unmissverständlich dem Gift des Rassismus 
entgegenstellen muss.

Viel zu lange haben viel zu viele die Gefahr von rechts ignoriert oder kleingeredet. Damit 
muss jetzt endlich Schluss sein.“ Hanning Voigts in der Frankfurter Rundschau 21. 02. 2020



 Seit Oktober 2017 sitzt die AfD mit 89 Abgeordneten (ursprünglich hatte die Fraktion 94 
Mitglieder) im Deutschen Bundestag

 Sie ist in allen Länderparlamenten vertreten

 Umgang mit der AfD beschäftigt die demokratischen Parteien ebenso wie politische 
Akteure wie Vereine, Verbände, NGOs und Gewerkschaften

 Betrachtung und „Gefahrenanalyse“ der parlamentarischen Arbeit der AfD-Fraktionen im 
Bundestag und Landtag notwendig

 Beispiele folgen



 Angriffsformate sind:

 Parlamentarische Anfragen (Kleine und Große Anfragen, z. T. schriftliche Fragen)

 Gesetzesinitiativen

 Reden

 Diskreditierung des Gegners durch Social Media

 Untersuchungsausschüsse, vor allem dort, wo eine ausreichend große 
Minderheitsfraktion allein einen PUA einsetzen kann
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Anfrage-Aktivitäten der AfD im Bundestag 2019 (Auswahl)



 Unsere Themen rücken stärker in den Fokus

 2019 wurde bereits sichtbar, dass arbeitsmarkt- und sozialpolitische Themen die 
Flüchtlings- und Innenpolitik als Hauptbetätigungsfeld abgelöst haben

 Der AfD-Sozialparteitag („Rentenparteitag“) steht im April in Offenburg an

 Die AfD wird versuchen, sich als sozialpolitische Alternative zum „Establishment“ zu 
verkaufen, dabei sind vor allem die sozial-nationalen Positionen des extrem rechten 
„Flügels“ eine Gefahr







 Versuch, Antifaschismus als linksextrem zu diskreditieren

 Versuch einer umfassenden Aufklärung der Zivilgesellschaft

 Versuch, gesellschaftliche Kräfte gegeneinander auszuspielen und zur Distanzierung 
aufzufordern

 Im Extremfall könnten DGB-Funktionsträger_innen in Untersuchungsausschüssen 
einvernommen

  gesellschaftliches Klima, parlamentarische Begleitkampagne zu anderen Formen von 
Angriffen und Bedrohungen



 Die AfD-Landtagsfraktion hat verlangt, dass der Bayerische Jugendring (BJR) die 
„Sozialistische Jugend Deutschland – Die Falken“ ausschließt – andernfalls 
müssten „jedwede Zuschüsse“ für den Zusammenschluss der Jugendverbände gestrichen 
werden. Die „Falken“ würden „nachweislich der Antifa nahestehen und auch mit 
Gewalttaten für Schlagzeilen sorgen“, begründete die Fraktion ihre Forderung. Der 
Jugendring trage „keine Sorge dafür, sich von derartigen Organisationen nachhaltig zu 
distanzieren und ihnen eine weitere Mitgliedschaft zu versagen“, kritisierte die AfD. (DrS. 
18/700, 19.3.2019)



 In einer weiteren schriftlichen Anfrage eines AfD-Abgeordneten im Bayerischen Landtag 
will man von der Staatsregierung wissen:

 Welche Unterstützung (finanziell und nicht finanziell) bekommen SJD-Die Falken in 
Bayern (auf der Ebene von Land, Bezirk, Landkreis und Gemeinde)? Für welche 
Zwecke?

 Wie bewertet die Staatsregierung den Jugendverband SJD-Die 
Falken(Gemeinnützigkeit)?

 Wie bewertet die Staatsregierung „die Organisation Antifa“ und was bzw. wann 
gedenkt man etwas gegen „die Organisation der Antifa“ zu unternehmen?

(DrS 18/4318)



 Hier geht es schon seit 2017 ebenfalls massiv gegen „Die Falken“

 Joachim Paul (stv. AfD-Fraktionsvorsitzender) bezeichnet den Verband als „linksradikal“ –
mit Anträgen will die AfD erreichen, dass es „ohne Bekenntnis zum Grundgesetz“ „keine 
Finanzierung von Feinden der Demokratie und von Extremisten“ geben dürfe

 Ein Jahr später schießt sich die AfD auf die DGB-Jugend Rheinland-Pfalz ein (September 
2018): „Wie halten die es mit der Demokratie“? „Ist die DGB-Jugend linksextrem“ bzw. 
gibt es Zweifel an ihrer Verfassungstreue?

  es geht immer um die Zerstörung der Reputation

  es geht um öffentliche Zuschüsse

  es geht um die Gemeinnützigkeit



 Der Verein „miteinander e. V.“ betreibt Projekte zur Stärkung der Demokratie und 
Zivilgesellschaft, darunter auch die Mobile Beratung 

 Seit Dezember 2017 steht er unter massivem Beschuss der AfD – in der ersten Großen 
Anfrage ging es in 236 Einzelfragen um die Aktivitäten, die öffentliche Förderung und 
viele weitere Details

 Im September 2018 wurde eine weitere Große Anfrage mit 130 Einzelfragen bzw. 
Nachfragen gestellt und von der Landesregierung beantwortet

 Behauptet wird, der Verein sei eine Agentur von SPD, Linkspartei und Grünen

 Vermutlich das massivste Vorgehen gegen eine Organisation der Zivilgesellschaft bis jetzt



 Die AfD betreibt mit parlamentarischen Mitteln Feindaufklärung zu betreiben: Strukturen, 
Finanzierung und Personen, Bündnispartner

 Die AfD inszeniert sich als Opfer – eine demokratisch gewählte Partei werde indirekt 
durch den Staat bekämpft, in dem dieser Verfassungsfeinde finanziert und sich 
Linksextremer bedient

 Niemand ist davor gefeit, in den Fokus der AfD zu geraten – das betrifft uns als 
Gewerkschaften, aber auch Hochschulen und Einrichtungen wie die Bundeszentrale und 
die Landeszentralen für politische Bildung



 Kleingruppenphase:

Wie können wir uns dem Hass und der Gewalt die durch gesellschaftliche Spaltung 
entsteht entgegenstellen: 

- Handeln vor Ort

- Fordern auf politischer Ebene

- Bündnisse eingehen



 Eure Fragen und Anmerkungen



 Beschlusslage des Ordentlichen Bundeskongresses des DGB 2018 – Antrag A001

 Unser gewerkschaftlicher Einsatz für demokratische Werte und gegen Diskriminierungen und 
Menschenfeindlichkeit jeder Art ist heute besonders wichtig. Immer deutlicher zeigt sich, dass 
rassistische und menschenverachtende Einstellungen, autoritäre Denkmuster, ein rückwärtsgewandtes 
Frauen-, Familien- und Gesellschaftsbild und wachsende Gewalt und Gewaltbereitschaft keine 
gesellschaftlichen Randerscheinungen sind. Rechtspopulistisches Denken und Hass auf die 
Repräsentanten und Institutionen der Demokratie äußern sich auch auf Internetplattformen, in Social-
Media-Kommentaren oder in Talkshows.

 Obwohl die große Mehrheit der Menschen Extremismus und Ausgrenzung ablehnt, stellen diese 
Entwicklungen eine ernst zu nehmende Bedrohung für die Demokratie dar. Sie sind ein Angriff auf 
unsere gewerkschaftlichen Grundwerte und auf unsere von Vielfalt geprägte Mitgliedschaft. Rassismus 
und andere Formen von Menschenfeindlichkeit, wachsende Gewalt und Gewaltbereitschaft bedrohen 
das friedliche Zusammenleben in unserer vielfältigen Gesellschaft und die Sicherheit der in 
Deutschland lebenden Menschen.



 Beschlusslage des Ordentlichen Bundeskongresses des DGB 2018 – Antrag A001

 Wir rufen die Politik und die Arbeitgeber auf, mit uns ein Gesamtkonzept zur 
Förderung demokratischer Einstellungen und Verhaltensweisen zu entwickeln und die 
Wirkung politischer Bildungs- und Aufklärungsarbeit, insbesondere auf der Ebene 
von Betrieben, Verwaltungen und Bildungseinrichtungen, zu verbessern.

 Für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ist eine 
Zusammenarbeit mit Parteien oder Organisationen, die rassistische oder 
demokratiefeindliche Positionen vertreten oder Gewaltbereitschaft 
fördern, ausgeschlossen.



 Aktuelle Resolution des DGB-Bundesvorstands, 11.2.2020

 Der Tabubruch bei der Ministerpräsidentenwahl in Thüringen markiert für uns Gewerkschaften 
einen Tiefpunkt in der demokratischen Nachkriegsgeschichte Deutschlands. Die von dem 
Faschisten Höcke angeführte AfD in Thüringen führt die demokratischen Parteien vor und zielt 
darauf, demokratische Institutionen zu diskreditieren. Dem stellen wir uns entgegen. Wir 
Gewerkschaften und alle Demokratinnen und Demokraten in unserem Land sind gefordert, klar 
Position zu beziehen.

 Die demokratischen Parteien müssen jetzt klare Kante zeigen. Sie müssen die eigenen Reihen 
gegen die AfD geschlossen halten. Die völkischen Nationalisten missbrauchen unsere 
Demokratie und unsere Parlamente für ihre demokratiegefährdende Politik, um gezielt den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu zerstören. Deshalb gilt: Wer die AfD als 
Mehrheitsbeschaffer vor den eigenen parteipolitischen Karren spannt, kann für sich nicht mehr 
in Anspruch nehmen, für die demokratische Mitte unserer Gesellschaft zu sprechen. (…)



 Aktuelle Resolution des DGB-Bundesvorstands, 11.2.2020

 Deshalb rufen wir Gewerkschaften die demokratischen Parteien überall dazu auf, sich 
endlich glaubwürdig von der AfD zu distanzieren. Die Wählerinnen und Wähler 
müssen sich darauf verlassen können, dass sie mit ihrer Stimme für klare 
demokratische Mehrheitsverhältnisse sorgen und damit Regierungen von AfD-
Gnaden verhindern können.

 Worum es geht, ist die Verteidigung des demokratischen Grundkonsenses, der unsere 
Gesellschaft zusammenhält – mit friedlichen Mitteln! Wir stehen für eine kritische 
Debattenkultur. Sie prägt unsere Demokratie. Was wir ablehnen, sind Angriffe gegen 
Personen und Sachbeschädigungen.





 1. Halbjahr 2020: Überarbeitung – wir ergänzen derzeit die Beschlüsse der IG Metall und 
von ver.di (ggf. Einarbeitung der IGM-Richtlinie, sofern sie bis Frühjahr beschlossen ist)

 Im Kern:

 Der DGB lädt die AfD nicht zu eigenen Veranstaltungen ein

 Der DGB nimmt nicht an Veranstaltungen von AfD und extremer Rechter teil; 
Einladungen weisen wir zurück

 Der DGB bewertet im Einzelfall, ob er an Veranstaltungen Dritter teilnimmt, zu denen 
auch die AfD eingeladen ist (Beispiel: Podiumsdiskussion)

 Keine Normaisierung der AfD!
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